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Bundesarbeitsgericht Urteil vom 20. Marz 2014

Zweiter Senat -2 AZR 107112 -

I. Arbeitsgericht Kéin Urteil vom 28. Februar 2012
- 11 Ca 10449/10 -

Il. Landesarbeitsgericht KéIn Urteil vom 10. Oktober 2012
- 5 Sa 389/12 -

Fur die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichworte:
Anfechtung - ordentliche Kiindigung

Bestimmungen:
KSchG § 1; BGB §§ 119, 123

Leitsatz:

Verurteilungen, die im Bundeszentralregister getilgt sind, braucht ein Stel-
lenbewerber auf die pauschale Frage nach dem Vorliegen von Vorstrafen
auch dann nicht anzugeben, wenn er sich um eine Stelle im Justizvoll-
zugsdienst bewirbt.
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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 1071/12
5 Sa 389/12
Landesarbeitsgericht
Koln

Im Namen des Volkes!

Verklndet am
20. Marz 2014

URTEIL

Schmidt, Urkundsbeamtin
der Geschéaftsstelle

In Sachen

beklagtes, berufungsklagendes und revisionsklagendes Land,

PP.

Klager, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen Ver-
handlung vom 20. Marz 2014 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesar-
beitsgericht Kreft, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht Berger und Rachor
sowie die ehrenamtliche Richterin Perreng und den ehrenamtlichen Richter
Wolf flr Recht erkannt:
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Die Revision des beklagten Landes gegen das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Kéln vom 10. Oktober 2012 - 5 Sa
389/12 - wird auf seine Kosten zuriickgewiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Wirksamkeit einer Anfechtung und einer
ordentlichen Kiindigung ihres Arbeitsvertrags.

Der im Mai 1982 geborene, verheiratete Klager bewarb sich Mitte Ja-
nuar 2010 um eine Stelle im allgemeinen Vollzugsdienst des beklagten Landes.
Zu den angeforderten Bewerbungsunterlagen gehérte die formularmaRige ,Er-
klarung Uber Straftaten”. Der Klager gab an, er sei nicht vorbestraft; gegen ihn
sei auch kein gerichtliches Strafverfahren und kein Ermittlungsverfahren der
Staatsanwaltschaft anhangig oder innerhalb der letzten drei Jahre anhangig
gewesen.

Im Rahmen eines Verfahrens zur Eignungsfeststellung wurde er erneut
um Auskunft Gber gerichtliche Bestrafungen und gegen ihn gefihrte Ermitt-
lungsverfahren gebeten. Der Klager auBerte sich wie zuvor. Unter dem 28. April
2010 wurde auf seinen Namen ein Flhrungszeugnis zur Vorlage bei einer Be-
hérde ausgestellt. Es enthielt keinen Eintrag.

Am 1. Juni 2010 wurde dem Klager eine ,Erklarung tber Vorstrafen und
anhangige Strafverfahren bei Einstellungen durch eine Justizvollzugsbehérde®
vorgelegt. Er versicherte mit seiner Unterschrift, dass er ,nicht gerichtlich be-
straft® und gegen ihn ,ein gerichtliches Strafverfahren oder ein Ermittlungsver-
fahren der Staatsanwaltschaft nicht anhangig“ sei. Er bestatigte auBerdem,
daruber belehrt worden zu sein, dass er alle noch nicht getilgten oder nicht til-
gungsreifen strafgerichtlichen Verurteilungen anzugeben und nach § 53 Abs. 2
iVm. § 41 Abs. 1 Nr. 1 BZRG auch Uber diejenigen Verurteilungen Auskunft zu
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geben habe, die nicht in ein Fihrungszeugnis oder nur in ein solches fir Be-
hérden aufzunehmen seien. Laut des Protokolls Uber ein Gesprach vom glei-
chen Tage erklarte bzw. bestétigte der Kldger auBerdem: ,Gegen mich ist we-
der ein Strafverfahren noch ein Ermittlungsverfahren anhangig oder in den letz-
ten drei Jahren anhangig gewesen. Auf die méglichen Folgen, die sich aus dem
Verschweigen solcher Verfahren ergeben kénnten, bin ich hingewiesen wor-

den”.

Noch am 1. Juni 2010 unterzeichneten die Parteien einen Arbeitsver-
trag. Seitdem ist der Klager beim beklagten Land als Justizvollzugsbediensteter
tatig. Auf das Arbeitsverhéltnis finden kraft vertraglicher Bezugnahme der Tarif-
vertrag fur den 6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L) und die diesen ergédnzen-
den, andernden oder ersetzenden Tarifvertrage in der fur das beklagte Land
geltenden Fassung Anwendung.

Im Rahmen einer Sicherheitstiberprifung nach § 9 SUG NRW erfuhr
das beklagte Land, dass der Klager im Juli 2003 zu einer Jugendstrafe von
sechs Monaten wegen Korperverletzung und Betrugs verurteilt worden war. Die
Vollstreckung der Strafe war zur Bewahrung ausgesetzt worden. Zudem wurde
bekannt, dass gegen ihn in den Jahren 2007 bis 2009 - teils aufgrund einer
Selbstanzeige - acht Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts auf Kérperver-
letzung, Diebstahl, Hausfriedensbruch, Betrug, Beleidigung und gefahrliche
Koérperverletzung gefuhrt worden waren. Sechs Verfahren waren gemaB § 170
Abs. 2 StPO eingestellt worden. In zwei Verfahren war eine Einstellung nach
§ 153 Abs. 1 StPO erfolgt; die Geschadigten waren auf den Privatklageweg
verwiesen worden. Die letzte Einstellungsverfliigung datiert vom 24. August
2009.

Mit Schreiben vom 17. Dezember 2010 klndigte das beklagte Land das
Arbeitsverhaltnis der Parteien - nach Beteiligung des Personalrats - ordentlich
zum 31. Januar 2011. Mit Schreiben vom 19. Januar 2011 focht es den Arbeits-
vertrag wegen arglistiger Tduschung an. Im Termin der Guteverhandlung vor
dem Arbeitsgericht am 20. Januar 2011 erklarte es - mindlich - die Anfechtung
des Vertrags ein weiteres Mal.
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Der Klager hat sich gegen die Anfechtung und - fristgerecht - gegen die
Kundigung gewandt. Er hat die Auffassung vertreten, ein Anfechtungsgrund
liege nicht vor. Er sei nicht verpflichtet gewesen, das beklagte Land Uiber seine
Vorstrafe und die Ermittlungsverfahren zu unterrichten. Die Kiindigung sei sozi-
al ungerechtfertigt und auch deshalb unwirksam, weil es an einer ordnungsge-
mafen Beteiligung des Personalrats fehle.

Der Klager hat zuletzt beantragt

1. festzustellen, dass das Arbeitsverhaltnis der Parteien
durch die Kindigung vom 17. Dezember 2010 nicht
aufgelést worden ist;

2. festzustellen, dass das Arbeitsverhaltnis der Parteien
weder durch die am 20. Januar 2011 erklarte Anfech-
tung, noch durch die schriftliche Anfechtungserkla-
rung vom 19. Januar 2011 aufgeldst worden ist;

3. fur den Fall des Obsiegens mit den Antrdgen zu
1.und 2. das beklagte Land zu verurteilen, ihn bis
zum rechtskréftigen Abschluss des Verfahrens als
JVA-Bediensteter zu im Ubrigen unverénderten Be-
dingungen weiter zu beschaftigen;

4. fOr den Fall des Unterliegens mit den Antrdgen zu
1. oder 2. das beklagte Land zu verurteilen, ihm ein
endgultiges Zeugnis zu erteilen, das sich auf Fuh-
rung und Leistung erstreckt.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es hat geltend
gemacht, es habe den Arbeitsvertrag wegen arglistiger Tauschung wirksam
angefochten. Der Klager habe bewusst falsche Angaben zu Vorstrafen und ge-
gen ihn gefuhrten Ermittlungsverfahren gemacht. Bei wahrheitsgeméaBer Erkla-
rung wére er nicht eingestellt worden. Vorschriften des Bundeszentralregister-
gesetzes einschlieBlich dort bestimmter Tilgungsfristen fur strafgerichtliche Ver-
urteilungen hatten ihrem Auskunftsverlangen nicht entgegengestanden. Die
Kindigung sei wirksam. Der Klager habe Fragen zu seiner Person in einem far
seine Beschéftigung elementaren Bereich falsch beantwortet. Das habe dem
Arbeitsverhéltnis die Vertrauensgrundlage entzogen. Zugleich habe er sich da-
mit fir eine Tatigkeit im allgemeinen Justizvollzugsdienst als ungeeignet erwie-
sen. In diesem Bereich sei es unerlasslich, dass Arbeitnehmer in Offenheit und
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Ehrlichkeit Beispiele gaben und bereit seien, eigene Fehler und Schwéchen
einzugestehen. Abgesehen davon seien die gegen den Klager gefuhrten Ermitt-
lungsverfahren in Anbetracht ihrer Anzahl und der ihnen zugrundeliegenden
Tatvorwurfe Beleg fur seine charakterliche Ungeeignetheit. Der Personalrat sei
ordnungsgeman beteiligt worden und habe der Kiindigung zugestimmt.

Die Vorinstanzen haben den Klageantragen zu 1. bis 3. stattgegeben.
Mit seiner Revision begehrt das beklagte Land weiterhin, die Klage abzuweisen.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist nicht begrindet. Das Landesarbeitsgericht hat die Kla-
geantrdge zu 1. und 2. - in der gebotenen Auslegung - zu Recht als zulassig
und begriindet angesehen. Die Hilfsantrage sind dem Senat nicht zur Entschei-

dung angefallen.

l. Die Feststellungsbegehren des Klagers sind zuléssig. Sie sind als ein-
heitlicher Antrag nach § 4 Satz 1 KSchG anzusehen.

1. Der Antrag zu 2. ist dem Kulndigungsschutzantrag nach § 4 Satz 1
KSchG nachgebildet und hat zwei punktuelle Streitgegenstdnde. Ein solcher
Antrag ist grundsétzlich nur bei einer Kindigungsschutzklage im Anwendungs-
bereich des § 4 bzw. § 13 Abs. 1 KSchG zuléssig (BAG 10. November 2011
-6 AZR 357/10 - Rn. 13 mwN, BAGE 139, 376; vgl. ferner 21. November
2013 -2 AZR 474/12 - Rn. 29).

2. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Antrag enthalte bei
sachgerechtem Verstdndnis eine allgemeine Feststellungsklage iSv. § 256
Abs. 1 ZPO. Er sei auf die - unbedingte - Feststellung des Fortbestands des
Arbeitsverhaltnisses bis zum Zeitpunkt der letzten mindlichen Verhandlung in
der Tatsacheninstanz gerichtet.

3. Die Auslegung des Landesarbeitsgerichts lasst auBer Acht, dass die
Frage, ob die Anfechtung berechtigt war und zur Beendigung des Arbeitsver-
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héltnisses gefuhrt hat, vom Streitgegenstand der Kindigungsschutzklage mit
umfasst ist. Unter diesen Umstadnden kann nicht davon ausgegangen werden,
der Klager habe neben dem Kindigungsschutzantrag nach § 4 Satz 1 KSchG
zusatzlich eine eigenstandige allgemeine Feststellungsklage iSv. § 256 Abs. 1
ZPO erheben wollen. Dafir bestand kein Bedirfnis (dhnlich BAG
27. September 2012 - 2 AZR 838/11 - Rn. 11).

a) Gegenstand einer Kindigungsschutzklage nach § 4 Satz 1 KSchG ist
das Begehren festzustellen, dass ,das Arbeitsverhaltnis“ durch die konkrete, mit
der Klage angegriffene Kindigung zu dem in ihr vorgesehenen Termin nicht
aufgeldst worden ist. Die betreffende Feststellung erfordert nach dem Wortlaut
der gesetzlichen Bestimmung eine Entscheidung Uber das Bestehen eines Ar-
beitsverhéltnisses zum Zeitpunkt des Zugangs der Kindigung. Mit der Rechts-
kraft des der Klage stattgebenden Urteils steht deshalb regelméaBig zugleich
fest, dass jedenfalls bei Zugang der Kindigung ein Arbeitsverhaltnis zwischen
den Parteien bestanden hat, das nicht schon zuvor durch andere Ereignisse
aufgelést worden ist (BAG 26. September 2013 -2 AZR 682/12- Rn. 18;
23. Mai 2013 - 2 AZR 102/12 - Rn. 13 mwN). Von dem Antrag nach § 4 Satz 1
KSchG ist auch die Frage umfasst, ob das Arbeitsverhéltnis am vorgesehenen
Auflésungstermin noch bestanden hat und nicht durch einen wéhrend der Kiin-
digungsfrist eingetretenen Umstand aufgeldst worden ist (BAG 12. Mai 2011
-2 AZR 479/09 - Rn. 18; 5. Oktober 1995 - 2 AZR 909/94 - zu Il 1 der Griinde,
BAGE 81, 111).

b) Demgegenlber ist Gegenstand der allgemeinen Feststellungsklage
nach § 256 Abs. 1 ZPO die Frage, ob das Arbeitsverhéltnis Uber den durch die
Kindigung bestimmten Auflésungstermin hinaus bis zum Zeitpunkt der letzten
mundlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz fortbestanden hat (im Einzel-
nen BAG 26. September 2013 - 2 AZR 682/12 - Rn. 31; 13. Mérz 1997 - 2 AZR
512/96 - zu Il 1 b der Griinde, BAGE 85, 262). Die Klage soll, soweit sie neben
der Klage gemaB § 4 Satz 1 KSchG erhoben wird, klaren, ob das Arbeitsver-
héltnis aufgrund von Beendigungstatbestanden aufgelést worden ist, die vom
Streitgegenstand der Kundigungsschutzklage nicht erfasst sind (vgl. BAG
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26. September 2013 - 2 AZR 682/12 - aaO; 12. Mai 2005 - 2 AZR 426/04 - zu
B | 2 der Griinde).

C) Hat der Arbeitgeber neben einer ordentlichen Kiindigung die Anfech-
tung des Arbeitsvertrags erklart, hangt der Erfolg der Kindigungsschutzklage
auch von der Wirksamkeit der Anfechtung ab, wenn diese - ihre Berechtigung
unterstellt - auf einen Zeitpunkt wirkt, der vor dem Auflésungstermin der Kindi-
gung liegt. Ob die Anfechtung durchgreift ist deshalb in aller Regel schon im
Rahmen des Klndigungsschutzantrags zu Uberprifen (vgl. BAG 12. Mai 2011
-2 AZR 479/09 - Rn. 19).

d) So liegt der vorliegende Fall. Das Kindigungsschutzbegehren des Kila-
gers kann nur Erfolg haben, wenn die Anfechtung des Arbeitsvertrags nicht
durchgreift. Andernfalls hatte diese das Arbeitsverhaltnis vor Ablauf der Kindi-
gungsfrist aufgeldst.

aa) Das Landesarbeitsgericht hat zwar nicht ausdricklich festgestellt, wann
dem Klager die Anfechtungserklarung vom 19. Januar 2011 zugegangen ist.
Darauf kommt es angesichts der am 20. Januar 2011 erneut verlautbarten Er-
klarung aber nicht an. Spatestens an diesem Tag ist die Anfechtung iSv. § 143
BGB ,erfolgt. Ware sie berechtigt, ware die Kindigungsschutzklage schon
deshalb abzuweisen, weil am 31. Januar 2011 - dem maBgebenden Kindi-
gungstermin - zwischen den Parteien kein Arbeitsverhéltnis mehr bestanden
hétte. Das gilt unabhéngig davon, ob der Anfechtung Wirkung ,ex nunc” beizu-
legen wéare oder ob diese auf den Zeitpunkt einer Anfang Dezember 2010 er-
folgten Freistellung des Klagers und einer damit einhergehenden ,Auerfunkti-
onsetzung“ des Arbeitsverhaltnisses zurtckwirken wirde (vgl. dazu BAG
12. Mai 2011 - 2 AZR 479/09 - Rn. 19; 20. Mai 1999 - 2 AZR 320/98 - BAGE 91,
349).

bb) Der Erklarung im Schreiben vom 19. Januar 2011, der Arbeitsvertrag
werde ,zusatzlich und héchst vorsorglich“ angefochten, kann nicht entnommen
werden, das beklagte Land habe von seinem Gestaltungsrecht nur fir den Fall
der Unwirksamkeit der Kiindigung Gebrauch machen und/oder seiner Erklarung
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Wirkung lediglich far die Zeit nach Ablauf der Kindigungsfrist beilegen wollen.
Einer solchen Bewertung steht die am 20. Januar 2011 erneut und - soweit er-
sichtlich - vorbehaltslos verlautbarte Anfechtungserklarung entgegen. Dies
konnte der Kléager nur so verstehen, dass es dem beklagten Land darum ging,

sobald als méglich eine Auflésung des Arbeitsverhaltnisses zu erreichen.

e) Danach ist das Feststellungsbegehren als einheitlicher Antrag nach § 4
Satz 1 KSchG zu verstehen. Selbst wenn der Klager hinsichtlich der Anfechtung
eine allgemeine Feststellungsklage hétte erheben wollen, ware diese unter die
- zulassige - Rechtsbedingung gestellt, dass Uber die Berechtigung der Anfech-
tung nicht bereits im Rahmen des Kiindigungsschutzantrags zu entscheiden ist.

Il. Die Kindigungsschutzklage ist begrindet. Das beklagte Land hat den
Arbeitsvertrag nicht wirksam angefochten (1.). Die ordentliche Kindigung vom
17. Dezember 2010 ist unwirksam (2.). Soweit das Arbeitsgericht und - ihm fol-
gend - das Landesarbeitsgericht festgestellt haben, dass das Arbeitsverhéltnis
durch die Anfechtungserklarungen nicht aufgelést worden ist, kommt ihren Ent-
scheidungen keine eigenstéandige Wirkung zu.

1. Die Kundigungsschutzklage war nicht deshalb abzuweisen, weil zwi-
schen den Parteien am 31. Januar 2011 kein Arbeitsverhéltnis mehr bestanden
héatte. Das beklagte Land war nicht zur Anfechtung des Arbeitsvertrags berech-
tigt.

a) Die Anfechtung war trotz der Kiandigungserklarung nicht ausgeschlos-
sen (BAG 12. Mai 2011 - 2 AZR 479/09 - Rn. 40; 16. Dezember 2004 - 2 AZR
148/04 - zu B Il 1 a der Griinde). Beide Gestaltungsrechte bestehen grundsétz-
lich nebeneinander (vgl. BAG 6. September 2012 -2 AZR 270/11 - Rn. 46
mwN).

b) Eine arglistige Tauschung iSv. § 123 Abs. 1 BGB liegt nicht vor.

aa) Die falsche Beantwortung einer dem Arbeitnehmer bei der Einstellung
zulassigerweise gestellten Frage kann den Arbeitgeber nach § 123 Abs. 1 BGB
dazu berechtigen, den Arbeitsvertrag wegen arglistiger Tauschung anzufech-
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ten, wenn die Tauschung fiur dessen Abschluss ursachlich war (BAG
6. September 2012 -2 AZR 270/11 - Rn. 24; 7. Juli 2011 -2 AZR 396/10 -
Rn. 16).

bb) Der Arbeitgeber darf beim Arbeitnehmer bei der Anbahnung des Ar-
beitsverhaltnisses Informationen zu Vorstrafen einholen, wenn und soweit die
Art des zu besetzenden Arbeitsplatzes dies ,erfordert, dh. bei objektiver Be-
trachtung berechtigt erscheinen lasst. Auch die Frage nach noch laufenden
Straf- oder Ermittlungsverfahren kann - je nach den Umsténden - zuldssig sein
(BAG 6. September 2012 -2 AZR 270/11- Rn. 24; 27. Juli 2005 -7 AZR
508/04 - zul 1 bbb (1) der Grinde, BAGE 115, 296; 20. Mai 1999 -2 AZR
320/98 - zu B 11 b cc der Grinde, BAGE 91, 349). Eine Einschréankung des
Fragerechts kann sich insbesondere aus dem allgemeinen Persénlichkeitsrecht
des Bewerbers, speziellen datenschutzrechtlichen Bestimmungen und den da-
bei zu berucksichtigenden Wertentscheidungen des BZRG ergeben (BAG
6. September 2012 - 2 AZR 270/11 - aaO; 21. Februar 1991 - 2 AZR 449/90 -
zu ll 1 b der Grinde; zur Frage nach eingestellten Ermittlungsverfahren vgl.
BAG 15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 14 ff., BAGE 143, 343). Ent-
sprechendes gilt, soweit dem Arbeitnehmer bei der Einstellung vom kiinftigen
Arbeitgeber vorformulierte Erklarungen abverlangt werden, die sich auf Vorstra-
fen und/oder staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren beziehen (fiir Erklé-
rungen zur ,Verfassungstreue“ eines Bewerbers vgl. BAG 12. Mai 2011 - 2 AZR
479/09 - Rn. 45).

cc) Das Verschweigen von Tatsachen, nach denen nicht gefragt wurde,
stellt nur dann eine Tauschung dar, wenn hinsichtlich dieser Tatsachen eine
Offenbarungspflicht besteht. Eine solche Pflicht ist an die Voraussetzung ge-
bunden, dass die betreffenden Umstéande entweder dem Bewerber die Erflillung
seiner vorgesehenen arbeitsvertraglichen Leistungspflicht von vornherein un-
moglich machen oder doch seine Eignung fur den in Aussicht genommenen
Arbeitsplatz entscheidend berlihren (BAG 6. September 2012 - 2 AZR 270/11 -
Rn. 25; 12. Mai 2011 - 2 AZR 479/09 - Rn. 41; jeweils mwN).
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dd) Arglistig ist die Tauschung, wenn der Tduschende weiB3 oder billigend in
Kauf nimmt, dass seine Behauptungen nicht der Wahrheit entsprechen und
deshalb oder mangels Offenbarung bestimmter Tatsachen irrige Vorstellungen
beim (kunftigen) Arbeitgeber entstehen oder aufrechterhalten werden. Fahrlas-
sigkeit - auch grobe Fahrlassigkeit - genlgt insoweit nicht. Die Beweislast flr
das Vorliegen von Arglist tragt der Arbeitgeber. Dass es sich hierbei um eine
innere Tatsache handelt, steht dem nicht entgegen (BAG 6. September 2012
-2 AZR 270/11 - Rn. 26; 12. Mai 2011 - 2 AZR 479/09 - Rn. 43; jeweils mwN).

ee) Danach hat der Klager das beklagte Land nicht arglistig getauscht, weil
er angegeben hat, er sei nicht vorbestraft und nicht ,gerichtlich bestraft”. Die
Verurteilung aus dem Jahr 2003 war im Bundeszentralregister getilgt, als er
sich beim beklagten Land bewarb. Der Kldger musste die an ihn gerichteten
Fragen und erbetenen Erklarungen nicht so verstehen, dass er Auskunft auch
Uber tilgungsreife oder getilgte Vorstrafen geben sollte. Unabhéngig davon hat-
te das beklagte Land kein berechtigtes Interesse an der Offenbarung entspre-
chender Verurteilungen.

(1) Nach § 53 Abs. 1 BZRG darf sich der Verurteilte gegentber Behérden
und Privatpersonen als unbestraft bezeichnen und braucht den der Verurteilung
zugrunde liegenden Sachverhalt nicht zu offenbaren, wenn die Verurteilung
nicht in das Fahrungszeugnis oder nur in ein Fuhrungszeugnis fir Behdrden
nach § 32 Abs. 3, Abs. 4 BZRG aufzunehmen (§ 53 Abs. 1 Nr. 1 BZRG) oder
wenn sie zu tilgen ist (§ 53 Abs. 1 Nr. 2 BZRG).

(2) GemaB § 53 Abs. 2 BZRG kann sich der Verurteilte zwar - falls er hier-
Uber belehrt wurde - gegenliber Gerichten oder Behdrden nicht auf seine Rech-
te aus § 53 Abs. 1 Nr. 1 BZRG berufen, soweit diese einen Anspruch auf unbe-
schrankte Auskunft haben. Die Ausnahme vom sog. Verschweigerecht bezieht
sich nach der klaren gesetzlichen Vorgabe aber nur auf die von Abs. 1 Nr. 1 der
Vorschrift erfassten Sachverhalte, nicht auf Verurteilungen iSv. § 53 Abs. 1
Nr. 2 BZRG, dh. auf tilgungsreife oder bereits getilgte Vorstrafen. Um eine sol-
che Verurteilung handelt es sich hier. Das Amtsgericht KéIn hatte gegen den
Klager am 29. Juli 2003 eine Jugendstrafe von sechs Monaten unter Strafaus-
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setzung zur Bewahrung verhéngt. Die Verurteilung unterlag geman § 46 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. c BZRG einer Tilgungsfrist von funf Jahren. Diese Frist war zu
Beginn des Bewerbungsverfahrens verstrichen. Die Vorstrafe war Gberdies be-
reits aus dem Register entfernt (§ 45 Abs. 2 BZRG). Sie unterlag damit auch
nicht mehr einer unbeschrankten Auskunft iSv. § 41 Abs. 1 Nr. 1 BZRG, die
Justizvollzugsbehérden fir Zwecke des Strafvollzugs einschlieBlich der Uber-
prifung aller im Strafvollzug tatigen Personen beanspruchen kénnen (vgl. Hase
BZRG § 41 Rn. 1).

(3) Demnach hat der Kléger hinsichtlich der fraglichen Verurteilung selbst
dann keine falsche Auskunft erteilt, wenn man die in einigen Fragen des be-
klagten Landes vorgenommene zeitliche Einschrankung auf die ,letzten drei
Jahre“ unberlcksichtigt 1&asst. Ein Bewerber, der allgemein nach ,Vorstrafen®
oder ,gerichtlichen Bestrafungen® befragt wird, darf regelméBig davon ausge-
hen, dass der zuklnftige Arbeitgeber das Verschweigerecht achten will und sich
die Frage/erbetene Erklarung auf den Umfang der Auskunftspflicht beschréankt.
Bezliglich der Bewerbung des Klagers ist davon umso mehr auszugehen, als
das beklagte Land ihn im Rahmen der erbetenen Erklarung vom 1. Juni 2010
ausdrlcklich auf die Regelungen des BZRG, einschlieBlich des reklamierten

.erweiterten Auskunftsrechts®, hingewiesen hat.

(4) Im Ubrigen ist ein schutzwiirdiges berechtigtes Interesse des beklagten
Landes, Auskunft Uber getilgte oder tilgungsreife Verurteilungen zu erhalten,

nicht zu erkennen.

(a) Das sich aus der Vertrags- und Abschlussfreiheit ableitende Fragerecht
des Arbeitgebers ist zivilrechtlich durch den Schutz des allgemeinen Persoén-
lichkeitsrechts des Arbeitnehmers begrenzt. Der Ausgleich der widerstreitenden
Interessen erfolgt im Rahmen der sich aus § 311 Abs. 2, § 241 Abs. 2 und
§ 242 BGB ergebenden vorvertraglichen Pflichten (vgl. Riesenhuber NZA 2012,
771, 772 £.).

(b) Datenschutzrechtliche Bestimmungen, wie sie in §§ 179 ff. StVollzG, im
BDSG und im DSG NRW normiert sind, konkretisieren und aktualisieren den
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Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung als Auspragung des
allgemeinen Personlichkeitsrechts. Sie regeln, in welchem Umfang im jeweili-
gen Anwendungsbereich der Gesetze Eingriffe in diese Rechtspositionen zu-
lassig sind (BAG 15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 16, BAGE 143,
343). Liegt keine Einwilligung des Betroffenen vor, ist die Datenverarbeitung nur
zulassig, wenn eine ihrerseits verfassungsgeméaBe Rechtsvorschrift sie erlaubt.
Fehlt es an der erforderlichen Ermé&chtigungsgrundlage oder liegen deren Vo-
raussetzungen nicht vor, ist die Erhebung, Verarbeitung und/oder Nutzung per-
sonenbezogener Daten verboten. Das gilt fur Datenerhebungen nach dem
BDSG und DSG NRW ebenso wie fir Erhebungen im Bereich des Strafvollzugs
(zu Letzterem vgl. Calliess/Mliller-Dietz StVollzG 11. Aufl. § 179 Rn. 2). Fir Be-
schaftigte, zu denen nach § 3 Abs. 11 Nr. 1, Nr. 7 BDSG und § 29 Abs. 1 Satz 1
DSG NRW neben Arbeitnehmern auch Bewerber zahlen, enthalten § 32 Abs. 1
BDSG und § 29 Abs. 1 DSG NRW einen solchen Erlaubnistatbestand. Danach
durfen personenbezogene Daten fiir Zwecke des Beschéftigungsverhaltnisses
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies fur die Entscheidung tber
die Begrindung des Beschéftigungsverhaltnisses erforderlich ist. Die Regelun-
gen schlieBen nicht automatisierte Datenerhebungen ein (BAG 20. Juni 2013
-2 AZR 546/12 - Rn. 24; 15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - aa0). Nach
§ 179 Abs. 1 StVollzG darf die Vollzugsbehérde personenbezogene Daten er-
heben, soweit deren Kenntnis fur den ihr nach dem Gesetz aufgegebenen Voll-
zug der Freiheitsstrafe erforderlich ist. GemaB § 179 Abs. 2 Satz 1 StVollzG
sind personenbezogene Daten bei dem Betroffenen zu erheben. Daten tber
Personen, die nicht Gefangene sind, dirfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen
oder Stellen auBerhalb der Vollzugsbehdrde nur erhoben werden, wenn sie ua.
fir die Sicherheit der Anstalt unerlasslich sind und die Art der Erhebung
schutzwurdige Interessen der Betroffenen nicht beeintrachtigt.

(c) Es kann dahinstehen, ob die bereichsspezifischen Regelungen in
§§ 179 ff. StVollzG auch den Beschéftigtendatenschutz umfassen und in ihrem
Anwendungsbereich die allgemeinen Regelungen im BDSG und DSG NRW
verdrangen. ,Erforderlich” iSv. § 179 Abs. 1 StVollzG und § 32 Abs. 1 BDSG
bzw. § 29 Abs. 1 DSG NRW st die Informationsgewinnung nur, wenn ein be-
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rechtigtes, billigenswertes und schutzwirdiges Interesse des Arbeitgebers an
der Beantwortung seiner Fragen bzw. der sonstigen Informationsbeschaffung
besteht und das Interesse des Arbeithnehmers an der Geheimhaltung der Daten
das Interesse des Arbeitgebers an ihrer Erhebung nicht Uberwiegt (BAG
15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 22, BAGE 143, 343). Davon ist auf
der Grundlage samtlicher hier in Betracht zu ziehenden Ermé&chtigungsgrundla-
gen nur dann auszugehen, wenn die nachgefragten Umstande fir die Bewer-
tung der Eignung des Beschéftigten von maBgebender Bedeutung sind (vgl.
BAG 15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 28, aa0O). Deshalb darf der Ar-
beitgeber bei der Einstellung in der Regel nur nach ,einschlagigen®, dh. hin-
sichtlich der Eignung fir einen ins Auge gefassten kunftigen Aufgabenbereich
relevanten Vorstrafen fragen (BAG 6. September 2012 -2 AZR 270/11 -
Rn. 28).

(d) Handelt es sich um Bewerbungen flur Tatigkeiten im &ffentlichen Dienst,
sind bei der vorzunehmenden Abwagung die Vorgaben aus Art. 33 Abs. 2 GG
zu berucksichtigen. Geeignet im Sinne der Bestimmung ist nur, wer dem ange-
strebten Amt in kérperlicher, psychischer und charakterlicher Hinsicht gewach-
sen ist. Zur Eignung gehdren die Fahigkeit und innere Bereitschaft, die dienstli-
chen Aufgaben nach den Grundsatzen der Verfassung wahrzunehmen, insbe-
sondere die Freiheitsrechte der Blrger zu wahren und rechtsstaatliche Regeln
einzuhalten (BAG 15. November 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 22, BAGE 143,
343; 27. Juli 2005 -7 AZR 508/04 - zu |1 bbb (1) der Grinde, BAGE 115,
296).

(e) In Anbetracht dessen erscheint es erwagenswert, den 6éffentlichen Ar-
beitgeber als berechtigt anzusehen, Bewerber fur eine Tatigkeit im Justizvoll-
zugsdienst ohne gegenstandliche Einschrankung nach Vorstrafen zu fragen.
Strafrechtliche Verurteilungen sind unabhangig von dem ihnen zugrunde lie-
genden Delikt geeignet, Zweifel an der Rechtstreue und damit der Eignung des
Bewerbers zu begrinden. Das gilt allerdings nur far Verurteilungen, die nicht
bereits der Tilgung unterliegen. Ein berechtigtes und schutzwirdiges Interesse
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des beklagten Landes, vom Klager auch Auskunft Gber getilgte und zu tilgende
Vorstrafen zu erlangen, ist nicht zu erkennen.

(aa)  Hinsichtlich getilgter oder tilgungsreifer Verurteilungen steht dem Be-
troffenen nicht nur das ,Verschweigerecht” aus § 53 Abs. 1 Nr. 2 BZRG zu. Er
kann sich auBerdem auf § 51 Abs. 1 BZRG berufen. Danach darf dem Betroffe-
nen die Tat und die Verurteilung im Rechtsverkehr nicht mehr vorgehalten und
nicht zu seinem Nachteil verwertet werden, wenn die Eintragung tber die Verur-
teilung im Strafregister getilgt worden oder zu tilgen ist. Auf diese Weise soll der
Verurteilte vom Strafmakel befreit und seine Resozialisierung geférdert oder
manifestiert werden (Kuhn JA 2011, 855, 856). Das Verbot erfasst alle Bereiche
des Rechtslebens (Hase BZRG § 51 Rn. 2). Es ist auch im privatrechtlichen
Bereich zu achten.

(bb)  Zwar sieht das Gesetz in § 52 Abs. 1 Nr. 4 BZRG eine Ausnahme vom
Vorhalte- und Verwertungsverbot vor, wenn die Einstellung des Betroffenen in
den offentlichen Dienst sonst zu einer erheblichen Gefédhrdung der Allgemein-
heit fihren wirde. Das erweitert aber nicht dessen Auskunftspflicht. Dem 6&ffent-
lichen Arbeitgeber wird vielmehr nur die Méglichkeit eingerdumt, die Verurtei-
lung in Féllen zu berucksichtigen, in denen ihm getilgte oder tilgungsreife Verur-
teilungen auf andere Weise als durch eine Registerauskunft bekannt geworden
sind, und auch dies nur wenn schwerwiegende Grinde vorliegen. Die Begren-
zung der Offenbarungspflichten des Betroffenen durch das ,Verschweigerecht®
gemaB § 53 BZRG wird hierdurch nicht berihrt (BeckOK StPO/Blicherl BZRG
§ 52 Rn. 7; Hase BZRG § 52 Rn. 2).

(cc) Eine Verpflichtung, Angaben zu getilgten Strafen zu machen, ergibt sich
nicht aus dem Gesetz Uber die Voraussetzungen und das Verfahren von Si-
cherheitsiiberprifungen des Landes Nordrhein-Westfalen (SUG NRW). Im
Rahmen einer einfachen Sicherheitsiiberprifung gemaBs § 9 SUG NRW, wie sie
beim Kléager offenbar durchgefihrt wurde, hat der Beschéftigte lediglich anhan-
gige Straf- und Disziplinarverfahren anzugeben (§ 14 Abs. 1 Nr. 16 SUG NRW).
Das sieht das beklagte Land offenbar selbst nicht anders. Es beruft sich flr das
reklamierte - weitergehende - Auskunftsrecht nicht auf die fragliche Vorschrift.
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(dd)  Es spricht einiges daflr, angesichts der in §§ 51 bis 53 BZRG getroffe-
nen Wertentscheidungen des Gesetzgebers ein berechtigtes und schutzwdrdi-
ges Interesse auch des 6ffentlichen Arbeitgebers, beim Stellenbewerber Infor-
mationen Uber getilgte oder tilgungsreife Vorstrafen einzuholen, generell zu
verneinen (zur Verpflichtung des Offentlichen Arbeitgebers, ein Strafurteil aus
den Personalakten zu entfernen, soweit die Verurteilung im BZRG geldscht ist
vgl. BAG 9. Februar 1977 - 56 AZR 2/76 -). Selbst unterstellt, in den Féllen des
§ 51 Abs. 1 Nr. 4 BZRG kédme ein Fragerecht in Betracht, ist zu berlcksichti-
gen, dass eine Gefédhrdung der Allgemeinheit nicht allein auf das Vorliegen ei-
ner Verurteilung als solche gestiitzt werden kann (BeckOK StPO/Blicherl BZRG
§ 52 Rn. 7; Hase BZRG § 52 Rn. 5). Daraus folgt zumindest das Erfordernis,
eine Frage oder erbetene Erklarung sachlich auf Taten oder Deliktsbereiche zu
begrenzen, die potentiell geeignet erscheinen, eine Ausnahme vom Verbot des
§ 51 Abs. 1 BZRG zu rechtfertigen. Dem genigt das Ersuchen des beklagten
Landes nicht. Es hat seine Frage gegensténdlich nicht eingeschrankt. Im Ubri-
gen erscheint es ausgeschlossen, aus einer gegen den Kléager verhangten Ju-
gendstrafe auf eine Gefahrdung der Allgemeinheit iSv. § 52 Abs. 1 Nr. 4 BZRG

zu schlieBen.

ff) Eine Verpflichtung des Klégers, die Verurteilung von sich aus zu offen-
baren, bestand nicht. Das folgt aus seinem Verschweigerecht und dem zu sei-
nen Gunsten bestehenden Verbot des § 51 Abs. 1 BZRG.

gg) Der Kléager hat das beklagte Land nicht dadurch iSv. § 123 Abs. 1 BGB
arglistig getauscht, dass er die gegen ihn gefluhrten, im Zeitpunkt der Bewer-
bung bereits eingestellten Ermittlungsverfahren verschwieg.

(1) Soweit dem Arbeitgeber - je nach den Umsténden - das Recht zugebil-
ligt wird, Stellenbewerber nach laufenden Ermittlungsverfahren zu fragen, be-
ruht dies auf der Erwagung, dass die Verfahren Zweifel an der Eignung und
Zuverlassigkeit des Bewerbers flr den konkreten Arbeitsplatz und die Besorg-
nis begrinden kénnen, er werde die in Aussicht genommene Stelle womdoglich
nicht antreten kénnen, zumindest in seiner Verflgbarkeit eingeschrankt sein
(vgl. BAG 6. September 2012 -2 AZR 270/11 - Rn. 28; 20. Mai 1999 - 2 AZR

-16 -
JLaw — Gesetze und Urteile Available on the
- Egste;(l)%sG (mobile AQQ) D App Store
er esetze JLaw - fiir Android JLaw - fir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

45

46

47

48

'l’/llllps‘ﬁﬁ DOYIN J eLg §§ Yoreu Juequaje(J S[e purs ﬁun[mlul’ss‘[[ol.m I9p I ], YONY SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-16 - 2AZR 1071112

320/98 - zu B 11 b cc der Grinde, BAGE 91, 349; ErfK/Preis 14. Aufl. § 611
Rn. 281; Joussen NZA 2012, 776, 777; Linnenkohl AuR 1983, 129).

(2) Dagegen hat auch der 6ffentliche Arbeitgeber grundsatzlich kein be-
rechtigtes Interesse, den Bewerber unspezifiziert nach eingestellten strafrechtli-
chen Ermittlungsverfahren zu fragen (BAG 15. November 2012 -6 AZR
339/11 - Rn. 17 ff., BAGE 143, 343). Dies folgt aus der in § 53 BZRG iVm. § 41
Abs. 1 BZRG getroffenen Wertentscheidung des Gesetzgebers. Dass die Best-
immungen auf Ermittlungsverfahren nicht unmittelbar anwendbar sind, steht

dieser Bewertung nicht entgegen.

(@) Eingestellte Ermittlungsverfahren sind nicht in das Zentralregister einzu-
tragen. Sie zéhlen demnach nicht zu den Verfahren, lber die Gerichte und Be-
hérden nach § 41 Abs. 1 BZRG uneingeschrankt Auskunft verlangen kénnen.
Ohne Schuldnachweis ist es nicht vertretbar, den Betroffenen mit den mégli-
chen nachteiligen Folgen einer Eintragung zu belasten (BAG 15. November
2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 25 mwN, BAGE 143, 343). Besteht ein Verschweige-
recht bereits in den von § 583 BZRG ausdricklich geregelten Fallen, gilt dies
umso mehr, wenn nach Vorgangen gefragt wird, die von vornherein nicht in ein
FUhrungszeugnis aufzunehmen sind und Uber die auch den in § 53 Abs. 2, § 41
Abs. 1 BZRG genannten Stellen keine Auskunft erteilt wird (BAG 15. November
2012 - 6 AZR 339/11 - aaO; Schaub/Linck 15. Aufl. § 26 Rn. 35).

(b) Dabei ist unerheblich, welcher Sachverhalt den Ermittlungen zugrunde
lag. Endet ein Strafverfahren durch Einstellung nach §§ 153 ff. StPO, steht der
Betroffene weiter unter dem Schutz der Unschuldsvermutung (fir eine Einstel-
lung nach § 170 Abs.2 StPO vgl. BVerfG 19. Dezember 1983 -2 BvR
1731/82 - zu Il 3 b (2) der Griinde; Moldenhauer in Karlsruher Kommentar zur
StPO 7. Aufl. § 170 Rn. 18). Diese gilt zwar auch wahrend noch laufender Er-
mittlungsverfahren. Doch steht fir deren Dauer nicht fest, ob dem Arbeitnehmer
das Verschweigerecht aus § 53 BZRG auch kilnftig noch zukommt (BAG
15. Dezember 2012 - 6 AZR 339/11 - Rn. 26, BAGE 143, 343; 27. Juli 2005
-7 AZR 508/04 - zu | 1 b bb (2) der Griinde, BAGE 115, 296).
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(c) Dem Recht, Uber eingestellte Ermittlungsverfahren zu schweigen, steht
nicht entgegen, dass bei Einstellungen nach §§ 153 ff. StPO der Straftatver-
dacht nicht zwingend ausgerédumt sein muss und deshalb Nachteile durch ein
solches Verfahren nicht schlechthin zu unterbleiben haben. Bei Einstellungen
nach § 170 Abs. 2 Satz 1 StPO tritt ein Strafklageverbrauch sogar Uberhaupt
nicht ein - das Verfahren kann jederzeit auch bei gleicher Sach- und Rechtslage
wieder aufgenommen werden (BAG 29. September 2011 -2 AZR 674/10 -
Rn. 35; 5. April 2001 -2 AZR 217/00 - zu Il 2 ¢ der Griinde; Moldenhauer in
Karlsruher Kommentar zur StPO 7. Aufl. § 170 Rn. 23 mwN). Dennoch Uber-
wiegt auch in diesem Fall das Recht des Betroffenen, sich nicht offenbaren zu
mussen, das Informationsinteresse des Arbeitgebers. Es kommt hinzu, dass
Ermittlungsverfahren, die mangels hinreichenden Anlasses zur Erhebung der
offentlichen Klage eingestellt wurden, typischerweise keine geeignete Grundla-
ge fur eine Beurteilung der Eignung des Bewerbers bieten. Entsprechendes gilt,
wenn die Verfahren auf den Privatklageweg verwiesen wurden. Der Arbeitgeber
hat kein schitzenswertes Interesse, den Bewerber nach Ermittlungsverfahren
zu befragen, in deren Verlauf die Ermittlungsbehérden einen hinreichenden
Tatverdacht oder angesichts geringer Schuld ein éffentliches Interesse an einer
Strafverfolgung nicht erkannt haben. Fur sicherheitsempfindliche Téatigkeiten
gilt, wie die Wertungen in § 9 SUG NRW zeigen, nichts anderes.

C) Das beklagte Land war zur Anfechtung des Arbeitsvertrags nicht wegen
des Irrtums Uber eine verkehrswesentliche Eigenschaft des Kléagers nach § 119
Abs. 2 Alt. 1 BGB berechtigt. Zwar kann eine Anfechtung wegen arglistiger
T&auschung die Anfechtung wegen Irrtums in sich schlieBen. Dem Anfechtenden
ist es dann grundsatzlich nicht verwehrt, sich nachtréaglich auf diesen Grund zu
berufen (BAG 6. September 2012 -2 AZR 270/11 - Rn. 38 mwN). Vorausset-
zung ist aber, dass auch die Frist des § 121 Abs. 1 BGB gewabhrt ist. Die An-
fechtung muss in den Fallen des § 119 BGB ohne schuldhaftes Zégern (unver-
zlglich) erfolgen, sobald der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungs-
grund Kenntnis erlangt hat. Das ist hier nicht geschehen. Das beklagte Land hat
das Arbeitsverhéltnis der Parteien am 17. Dezember 2010 wegen des Ver-

schweigens einer Vorstrafe und mehrerer Ermittlungsverfahren ordentlich ge-
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kiindigt. Die auf die ndmlichen Grinde gestltzte Anfechtung des Arbeitsver-
trags hat es erst einen Monat spéater erklart. Dies war - auch mit Blick auf eine
ihm einzurdumende Uberlegungsfrist - nicht mehr unverziglich, ohne dass ge-
klart werden musste, zu welchem genauen, allemal aber vor der Kiindigung
liegenden Zeitpunkt ihm die maBgebenden Tatsachen bekannt geworden wa-
ren. Darauf, ob die behauptete Unzuverlassigkeit des Klagers und eine ihm zu-
geschriebene ,Gewalttatigkeit“ verkehrswesentliche Eigenschaften einer Person
sein kénnen, kommt es nicht an.

2. Die Kundigung vom 17. Dezember 2010 ist sozial ungerechtfertigt iSv.
§ 1 Abs. 1, Abs. 2 KSchG und deshalb unwirksam.

a) Das Kiindigungsschutzgesetz findet auf das Arbeitsverhaltnis der Par-
teien Anwendung. Dieses bestand bei Zugang der Kiindigung schon langer als
sechs Monate iSv. § 1 Abs. 1 KSchG; der betriebliche Geltungsbereich des Ge-
setzes nach § 23 Abs. 1 KSchG ist eréffnet.

b) Die Kiundigung ist nicht durch Grinde im Verhalten des Kléagers be-
dingt. Dieser hat seine vorvertraglichen Aufklarungspflichten nicht verletzt.

C) Die Kindigung ist ebenso wenig durch Grinde in der Person des Kla-
gers bedingt.

aa) Hat sich der Arbeitnehmer auBerdienstlich strafbar gemacht, kann dies
Zweifel an seiner Zuverlassigkeit und Vertrauenswirdigkeit begriinden. Das
auBerdienstliche Verhalten kann - abhangig von seiner Funktion - dazu fihren,
dass dem Arbeitnehmer kinftig die Eignung fur die Erledigung seiner Aufgaben
fehlt. Ob daraus ein in der Person liegender Kindigungsgrund folgt, hangt von
der Art des Delikts und der konkreten Aufgabenstellung des Arbeitnehmers ab.
So kdnnen auBerdienstlich begangene Straftaten eines mit hoheitlichen Aufga-
ben betrauten Arbeitnehmers auch dann zu einem Eignungsmangel flihren,
wenn es an einem unmittelbaren Bezug zum Arbeitsverhéltnis fehlt (BAG
20. Juni 2013 - 2 AZR 583/12 - Rn. 14; 10. September 2009 - 2 AZR 257/08 -
Rn. 24, BAGE 132, 72). Das gilt grundséatzlich auch fur ein Verhalten vor Be-
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grindung des Arbeitsverhéltnisses, wenn es die Eignung des Arbeitnehmers
tatsachlich (noch) berhrt.

bb) Das beklagte Land hat sich fur einen Eignungsmangel des Klagers
nicht auf die gegen ihn verhangte Jugendstrafe berufen. Sie wére in der Tat
ungeeignet, einen solchen Mangel zu begrinden.

cc) Das beklagte Land stitzt die Kiindigung auf den Gegenstand der gegen
den Kléager geflhrten Ermittlungsverfahren. Sein Vorbringen rechtfertigt die
Kindigung nicht. Das gilt auch angesichts seiner Behauptung, der Klager habe
sich in einem Fall selbst angezeigt und dabei angegeben, er habe seine Ehe-
frau wiederholt kérperlich verletzt und sie in der gemeinsamen Wohnung einge-

sperrt.

(1) Das beklagte Land durfte diese Erkenntnisse zwar verwerten. Sein Vor-
trag ist aber nicht hinreichend substantiiert. Um darzulegen, der Klager sei we-
gen dieses Verhaltens fur eine Téatigkeit im Strafvollzugsdienst ungeeignet,
reicht es nicht aus, auf einzelne nicht weiter aufgeklarte Umstéande zu verwei-
sen und das Verhalten pauschal, ohne konkrete Angaben zur Tatzeit und zum
Tathergang zu umschreiben.

(2) Das beklagte Land hat zudem den fraglichen Sachverhalt dem Perso-
nalrat nicht unterbreitet. Es hat diesem im Rahmen der schriftlichen Unterrich-
tung nach § 74 Abs. 1 PersVG NRW lediglich mitgeteilt, der Klager habe im
Verlauf des Bewerbungsverfahrens falsche Angaben gemacht; der Versto3 ge-
gen die Wahrheitspflicht stelle einen schweren Vertrauensbruch dar und sei als
arglistige Tauschung zu werten. Zum Gegenstand der Ermittlungsverfahren hat
es - so sein Vorbringen - ,in Ergédnzung“ des Unterrichtungsschreibens ,dem
Personalrat weitere Einzelheiten (...) mitgeteilt‘. Um welche ,Einzelheiten® es
sich dabei handelte, hat es nicht vorgetragen. Dies bedeutet zwar nicht not-
wendig, dass die Beteiligung des Personalrats fehlerhaft war. Die Mangel in der
Unterrichtung verwehren es dem beklagten Land jedoch, sich auf das den Er-
mittlungsverfahren zugrunde liegende Verhalten des Klégers eigenstandig zu
berufen (vgl. dazu BAG 21. November 2013 - 2 AZR 797/11 - Rn. 41 mwN).
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Il Der Antrag des Klagers auf Weiterbeschaftigung fur die Dauer des Ver-
fahrens ist dem Senat nicht zur Entscheidung angefallen. Der Kundigungs-
rechtsstreit ist rechtskraftig abgeschlossen.

V. Ebenso wenig war Uber den Antrag auf Erteilung eines Endzeugnisses
zu entscheiden. Er ist zwar in die Revision gelangt (vgl. BAG 16. Méarz
2010 - 3 AZR 594/09 - Rn. 75 mwN, BAGE 133, 289). Er wurde aber nur fir
den Fall des Unterliegens mit dem Feststellungsbegehren gestellt.

V. Als unterlegene Partei hat das beklagte Land geméaB § 97 Abs. 1 ZPO
die Kosten des Revisionsverfahrens zu tragen.

Kreft Rachor Berger

Perreng Wolf

[ Jtaw | JLaw — Gesetze und Urteile D Available on the
” Kugste;(')%sG ., (mobile A App Store
er esetze JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

63

64

65

1ZNyPsad DYIN JF B/Y §§ YorU YURqULJE( S[e PUIS SUN[WWEeSS[19)1() 1op 19 ], YoNY SIOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



